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B e - v p Sp re is : I » Karlsruhe und « zSwärtS frei in» Haus gelkefert für Mir » 3699 Jk — Etnrelaummec 159 Jk — L » <et - en ^ etühr r 125 Jk fftr 1 mm Höhe und ein Siebentel Vreite . Briefe und
Setter frei . Bei f£ febtrtcUttt<wt tariffefier Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und »enveigert werde« kan«, wenn nicht binnen vier Wache« «ach Empfang der Rechnung Zahlung erfalgt. Amtlich« Anreisen Nnd dteeL
an die GeschiiftSfleVe der Karlsruher Zetrung, Badischer StaatSan -eiger, Karl-Friedrichstr. 14 zu senden und werden in Vereinbarung mir dem MiuisLkrtum deS Innern berechnet. Bei Klageervebung , -wang-weifer Veitreibua«
«ud KenkurSverfahre« ftivt der Rabatt fort. ErttiVnngSort Karlsruhe. — Im Fa«e von hSherer Gewalt, Streif Sperre , Aussperrung, Matchmenbruch, Betriebsstörung im eigene» Betriebe oder in denen unserer Lieferant*»
hat der Inserent keine Ansprüche , falls die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung von Anzeige « wird feto* Gewähr übernommen. UtwerUiutc Drucksache» mWManuskripte werde« nicht zuriktgegeben und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcherBergüttmg übernommen.

Amtlicher Teil .
Marnung vor kommunistischen Selbst -

scbutzorgÄNisstionen.
** In Nr . 57 der «Arbeiter -Zeitung " vom 8. März gibt die

Ortsgruppe Mannheim der kommunistischen Par¬tei bekannt, sie beabsichtige , im Hinblick auf die fortdauernden
Drohungen der National -Sozialisten eine Organisation von
Selbstschutzformationen zu bilden. Zur Begründung
verweist sie auf das Vorkommnis in Steinen und darauf , . das;die badische Regierung trotz rechtzeitiger Wartung gegen die
Faszisten nichts unternommen habe" . Außerdem feien Selbst¬
schutzformationen bei allen Parteien selbstverständliche Einrich¬
tung .

Diese Behauptungen sind 'direkt unwahr . In Baden stnd
Selbstschutzorganisationen jeder Art seit dem Jahre 1920 ver¬
boten ; es können deshalb auch solche von Kommunisten ge¬
gründete Selbstschutzorganisationen nicht geduldet werden.Die Behauptung , die badische Regierung habe gegenüber den
National -Sozialisten am Oberrbein nrcht ihre Schuldigkeit
getan , läßt sich jederzeit glatt widerlegen . Jedermann -u er¬
zählen, welcher Art die Beaufsichtigung der nationalsozialisti¬
schen Bewegung in Baden ist, dazu liegt selbstverständlich garkeine Veranlassung vor . Aus der Tatsache, daß die Anhängerder National - Sozialisten , weil diese Vereinigung für , Baden
verboten ist, da und dort geheim zcisammenkomrnen, läßt sich
ebensowenig die Behauptung konstruieren , es geschähe nichts
gegen diese Zusammenkünfte , wie wenn zeitweise Kommu¬
nisten in geheiisibündlerischer Art 'hre Beratungen pflegen.Die Kommunisten haben wiederholt Polizeiberichte über der¬
artige eigene Zusammenkünfte veröffentlicht, also den Beweis
dafür erbracht, daß so ganz geheim sich unter der Sonne nichts
abspielt. Das , was bei den Narional -Sozialisten vorgeht, wird
überwacht. Für den Schutz der Bevölkerung gegen Roheitund Gewalt hat der Staat mit seinen Polizeiorganen , zusorgen. Die Polizeigewalt allein nur hat auch dafür zu sor¬
gen, daß das Versammlunqsrecht gewahrt bleibt für alle Be¬
völkerungsteile, die sich unter Achtung der Gesetze zusammen -
finden wollen.

Der Regierung allein liegt es auch ob, für den Schutz der
Verfassung die erforderliche Vorsorge zu treffen . Sollten dieNational - Sozialisten in der Tat den Mut bekunden, mit der
Polizeigewalt des Landes eine Kraftprobe auszumeffen , dann
ist es wiederum Sache der Regierung , die Polizeizahlenmäßig so auf die Beine zu bringen , daß der RepublikSchaden nicht geschieht . Jedenfalls kann cs in einein geord¬neten Stagtswesen den Kommunisten , welche genau so wiedie National -Sozialisten Feinde der jetzigen verfassungsmäßi¬gen Ordnung fiivb , nicht überlassen werden, diese von ihnengehaßte Staatsform zn schützen. Sollten trotz dieser War¬nung kommunistische Selbstschutzforcnaticnen erstehen und
diese ihrer Form nach gegen die bestehenden Gesetze verstoßen,dann wird gegen dieselben strafrechtlich eingrjchritten werden.

# Die kehlende Ergänzung .
Die rückhaltlose Verurteilung , die 'das Ruhrabenteuer

Frankreichs sozusagen in der ganzen Welt findet ,würde für Deutschland wesentlich nützlicher und wert¬
voller sein, wenn sie positiv ergänzt würde durch wirk¬
liche Sympathien für unser Volk . Diese drin¬
gend notwendige Ergänzung fehlt aber ein st -
weilenno ch. Und lvenn auch die Art und Weise , wiewir Eisern Abwehrkampf führen , in gewissen Kreisendes Auslands Gefühle der Hochachtung Hervorrust, sowird doch die öffentliche Meinung des Auslandes im
Großen und Ganzen von Auffassungen beherrscht, dieeine tvahre Sympathie für Deutschland nicht recht auf -
kommen lassen können.

Die Unbeliebtheit , die sich Deutschland unter demalten Regime zugc-zogen hat , und die Hetzpropa-
ganda unserer ehemaligen Feinde wirken leider auchheute noch nach. Als erklärt aber jenen Mangel an
Sympathien nicht völlig . Es kommt eben noch etwasanderes hinzu , und das istderimganzenAusland
verbreitete Glaube , Deutschland habe sichbis zu einem gewissen Grade absichtlichden Reparationsverpflichtungen entzo¬gen , vor allem aber seien die besitzenden Kreisein Deutschland bisher noch nirgends ernstlich ge¬willt gewesen , ihrerseits diejenigen Opfer
z u b r i n g e n, die allein vor der ganzen Welt den gutenWillen zur Erfüllung der Reparationsverpflichtungen he- "
weisen könnten.“ Wie uns von verschiedenen , gut unterrichteten Persön¬
lichkesten versichert worden ist, ist diese Auffassung auchin den neutralen Nachbarstaaten ziemlich allgemein
anzutreffen . Jetzt berichtet der deutschdemokratische
Reichstagsabgeordnete Erkelenz , der dieser Tage voneiner Reise nach England zurückgekehrt ist, über die Auf¬fassung innerhalb der b r i t i s ch e n öffentlichen Meinungdasselbe . Wir sind darüber nicht erstaunt , da allerdingsdie Lektüre Londoner Blätter diese Auffassung schon bis¬

her recht klar erkennen ließ . Bemerkenswert ist an den
Äußerungen des Abgeordneten Erkelenz lediglich die
Schärfe und Präzision , mst der er jene englische Auffas¬sung wiedergibt .

„ Mau begegnet "
, so schreibt Erkelenz, „selbst unter

tüchtigen englischen Politikern immer wieder folgendenAnsichten : Deutschland habe sich absichtlich vor Zahlungenund Leistungen gedrückt . Wenn auch die Bedingungendes Londoner Ultimatums unerfüllbar seien , so hätteDeutschland doch viel deutlicher seinen guten Willen zer-
gen müssen. Deutschland versuche nie , sich selbst zu hel¬fen und warte stets auf Hilfe von andern . Breite Schich¬ten des deutschen Volkes ließen immer wieder ihre Regie¬rung im Stich , wenn sie versuche, etwas zu tun . In der
verzweifelten Lage , in der Deutschland war und ist,hätte jeder Patriot sich hinter die Regie¬
rung der Republik stellen und alle a n -
derenStreitfragenvertagenmüssen . Statt
dessen habe es zeitweise so ausgesehen , als stände
hinterWirthniemand . Besonders die B e s i tz e n»
d e n hätten nie auch nur angüdeutet , zu welchen Opfernsie bereit seien. Gegen die Geldentwertung sei nie etwasunternommen worden . Statt dessen hätten sich Teile
Deutschlands an der Geldentwertung bereichert. Eine
wirklich patriotische Haltung , die Deutschlands Lage in
Rechnung setzt, sei kaum zu finden . Die Steuerpolitiksei schlecht. Die Besitzendendrücktensichsyste -
matisch von der Zahlung der Steuern . Das
mache den denkbar schlechtesten Eindruck rneinem Lande wie England , dessen besitzende Klasse sehrhohe Steuern zahle . Die Großindustrie habe
ungeheure Vermögen im Auslande ver¬
steckt . Wie sei es möglich, daß Herr S t i n n e s imAuslande ein Unternehmen nach dem andern erwerbe ?
Überhaupt wirke die Haltung der deutschen Großindustriefast verheerend für das deutsche Ansehen im Auslande .Die deutsche Denwkratie habe ihre große Stunde ver¬
säumt . Sie habe es nicht verstanden , die Mächte des alten
Systems zu beseitigen , sie habe es nicht eininal verstan¬den, sie mit wahrer patriotischer Gesinnung zu erfüllen ."Man müßte diese Anschauungen führender britischer
Politiker selbst dann tzrnst nehmen , wenn sie unberech¬tigt wären ; denn wir sind nun einmal von der öffent¬lichen Meinung des Auslandes mehr oder minder ab¬
hängig . Denn jene Ansichten aber ganz oder auch nur
teilweise riesig wären , dann hätten wir sie doppelt und
dreifach ernst zu nehmen. Und seien wir ehrlich ! Sie
sind teilweise richtig. Wenigstens , was die Vergangen¬heit betrifft .

Wir wollen hoffen , daß der Abgeordnete Erkelenz auchdie Tatsache, daß in letzter Zest , und zwar schonunt erdem Kabinett Wirth , eine Politik betrieben
wurde, die geeignet ist, jene schlechte Meinung zu revi¬dieren . Da ist vor allem die bekannte Note vom14. No v ember , da ist das von der Großindustrieunter st ützte und garantierte Angebot der
deutschen Reichsregierung z. Zt . der Pa¬
riser Konferenz und da sind gewisse Gesetzent¬
würfe aus den letzten Wochen, die, mögen sie auch nochnicht völlig einwandfrei sein, doch immerhin klar und
deutlich das ernste Bestreben nach einer gerechteren
Steuerpolitik dokumentieren . Und da hat dieser
Tage im Reichstag der Abg . S t r e s e m a n n, der Füh¬rer der Deutschen Volkspartei , also der Partei , die vor¬
zugsweise die Interessen der Großindustrie vertritt , aus¬
drücklich erklärt, daß, wenn einmal das Reparations¬
problem leidlich geregelt sei, die notwendige B e st e » c *
rung der Sachwerte ntt$ ausbleiben könne.

Es ist begreiflich, daß auch die Sozialdemokratie mit
dieser Äußerung Stresemanns zufrieden ist . Allerdings
hegt das führende Blatt dieser Partei , der Berliner „Vor -
wärts " Zweifel , ob die Ideen Stresemanns zum Ge¬
meingut seiner Fraktion werden würden . Aber ganzgleich, der „Vorwärts " meint , daß. wenn jene Erklärun -
gen Stresemanns ehrlich gemeint seien und erfüllt werden
sollten , das ganz sicherlich für die Festigung des Staats -
Wesens nnd für die Führung einer erfolgreichen Außen¬
politik einen großen Gewinn bedeuten würde .

Gerade weil wir die Bedeutung , die die öffentliche
Meinung des Auslandes für uns hat, sehr hoch ern-
schätzen, möchten wir wünschen und hoffen , daß olle
Symptonie , die jene schlechte Meinung entkräften können ,im Auslande genügend bekannt werden . Im übrigen
hat ja auch Reichskanzler C u n o in seiner letzten großen
Reichstagsrede von neuem die Bereitwilligkeit Deuffch -

lands zu einer Politik der Verständigung ausge¬sprochen (siehe u. a. auch den folgenden Artikel) . Daß ein «solche Verständigung praktisch nichts anderes wäre , al »eine Fortsetzung der Erfüllungspo litik ,ist ja selbstverständlich. Allerdings dürfen wir nicht ver¬kennen , daß die Erfüllung , die schon v o r der Ruhraktionüberaus schwer war . nach dem Ruhrabenteuer noch vielschwerer sein wird .

Verbandlungen7
In Nr . 67 schreibt der „Bad . Beobachter" folgende»!„Bon deutschnationalen Blättern wird nicht nur in große»Überschriften die Rede des Reichskanzlers dahin kommentier^als ob von Berha «dlun,e « und deutscher Berhandlungsbereili »schaft keine Rede mehr sein könne bis zum großen Sieg , d . hczur Kapitulation Frankreichs. Die Zeit zu Senümentalitäte »sei letzt vorbei und . Kamps bis zum Siege " die nüchterne Pa¬role .
solche Kommentierung ist schief, sie beruht auf einem er»sichtlichen Mißverständnis , denn sie hält sich ganz im Rahme»der politischen Manöver, mit denen die Deutschnationale»und die Rechtsradikalen bisher fortwährend den Reichskanzle,in ihr parteipÄitisches Fahüwasser hineinzudringen versuchter ^Sie sind bemüht , dem Reichskanzler ihren Parteistempel auf .zudrücken. Gewiß hat der Reichskanzler ebensowenigwie einig«,Tage vorher der sozialdemokratische Minister Severin , ei»„Verhandlungsgeflenne " angestimmt. Ausdrücklich hat er ge¬sagt : Angebote zu machen , ist nicht an uns . Er hat hinzu¬gefügt : „Will Frankreich die Kapitulation , so setzt DeutschlanUdem den unerschütterlichen Willen entgegen, nicht zu kapitu¬lieren ." Und mit erhobener Stimme sprach er den Sah auSr„Darum fort mit dem Gerede über Verhandlungen, mit de»Mahnungen zur Verständigung, d-e nicht an die deuh'

che, son¬dern an die französische Adresse M richten wären ." Aber er,hat auch hinzugesügt : „Wenn un? «in Weg geöffnet wird, dev,frei von äußerem Druck, uns gleichberechtigt in offener Aus¬sprache zu Recht und Vernunft zurückführt, so wird die Negie¬rung ihn gehen." Di « ganze Rede des Neickskanzlers wa,ein wiederholtes Bekenntnis zu solcher Berstnndigungsvereit»schaft . An fünf Stellen , — so hat man nachgewiesen — hater dieses Bekenntnis klar zum Ausdruck gebracht .Es ist bemerkenswert , daß die Deutschnationalen bei mehre-ren Wsätzen der Reichskanzlerredeeine eifige Kälte zur Scha»trugen . Das geschah insbesondere dann, wenn der Kanzle,ein persönliches Bekenntnis dafür ablegte, daß für ihn die Ge¬staltung der politischen Geschichte kein bloßes Spiel der Ge.schicklichkeit und der Anpassung, sondern eine ernste Aufgab«der Durchsetzung sittlicher Rechtsgrundsätze sei. Eisiges Schwei,gen zeigten die Deutsch-nationalen , als der Reichskanzler sichgegen die disziplinlosen Radikalinskis im Volke wandte mitden Worten : „Wir stehen allein. Um so stärker ergeht meinAppell an das eigene Volk, nicht zu leichtem Optimismus , son .dern dazu, den Kampf so ernst und schwer zu nehmen, wie exist, zusammenzustehen in Tapferkeit und Disziplin , Eintrachtzu wahren und zu fördern , jeglicher Werhebung in großspre¬cherischen Worten und Gebärden zn entsagen, die Rot deslNächsten zu bedenken und zu lindern, sich frei zu machen vonden Fesseln des Eigennutzes und des Wohllebens, sich in derSeele stark zu machen , damit das deutsche Volk, ct> allein . öSmit anderen , sicher in gesammelter Kraft seinen Weg weitergehe.
"

Was der Kanzler will, das ist nicht die deutschnationale Au¬
ßenpolitik, aber eine Politik, die vernünftiger ist und dieSchwierigkeit der Aufgabe klarer sieht als sie in den Versanrm»lungsreden der deutschnationalen Führer zum Ausdruck kommt.Es ist kein Zweifxl, daß die außenpolitische Auffassung de»Reichskanzlers am Rhein und an der R ' .br wesentlich bessere -Verständnis findet als die Tiraden der großsprecherische «!

'
deutschnationalen Worthelden."

Lteuergesetze und Geld¬
entwertung .

Den „Berk. Pol . Nachrichten " entnehmen wir folgende B« ;schlüffe aus dem Steuerausschuß des Reichstags.
Einkommensteuer.

Z 33a hat folgende Fassung erhalten :
Soweit sür einen Gegenstand des BUrirbsvermögenS eia

Anschaffungs - oder Herstellungspreis gegeben ist, gilt bei Er¬
mittlung des Betriebsgewinns oder des Geschästsgewinns imSinne der §8 32, 33 als Wert dieses Gegenstandes der Anschaf¬fungs - oder Herstellungspreis nach Abzug der zulässigen Ab¬
setzungen für Abnützung oder Subjtanzverringerung . Ist ein
Anschaffungs - oder Herstellungspreis für einen Gegenstand der
Betriebsvermögens nicht gegeben , so gilt als solcher der Betrag ,der für den Erwerb des Gegenstandes im Zeitpunkt seiner An¬schaffung oder Herstellung durch den Steuerpflichtigen untergemeingewöhnlichen Verhältnissen hätte aufgewendet werde»müssen. Übersteigt für einen Gegenstand der Anschaffungs-oder Herstellungspreis nach Abzug der zulässigen Absetzungenfür Abnutzung oder Substanzverringerung den gemeinenWert , so ist der gemeine Wert dieses Gegenstandes al»
fein Wort anzusetzen. Bei Erzeugungen . Waren und Vorräte »des Betriebs kann der hinter dem Anschaffungs- oder Herstel¬
lungspreise zurückbleibende gemeine W 'rt durch Abschläge von
dem am Schluffe des Wirtschaftsjahres bestehende» Marktpret »
ermittelt wrden . Die Zulässigkeit der lbsetzungen für Abnur».



fing oder Substanzverringerüngbestimmt sich nach 8 Id Nr. .
^ c . *13 * 8 . 13 « bf. 1 Nr . i e

'
wjrd .das Wort „Ahschresbunj .

Den
" durch . Absetzungen "

ersetzt ; § 13 c betrisst die Abzüge
»on AngeMrsgen freier Berufe . ) / / ( . , .

-Der nach Abs. 1 für den Schluß eines Wirtschaftsjahres an -
gefetzte Wert eines Gegenstandes des -Betriebsvermögens ist
Mö dessen Wert im Sinne des Abs . 1 für die folgenden Wirt »
jchaftsjahxe insolange in Ansatz zu bringen , als er nicht den
« nschaffungs », oder Herstellung preis des Gegenstandes nach
Abzug der Absetzungen für AMutzung oder Suvstanzverringe -
rung oder dessen gemeinen Wert übersteigt .

Für das Kalenderjahr 1922 sind unbeschadet Abs . 1 Bestände
« »> Erzeugnissen , Waren und Vorräten zu zwei Dritteln mit
den Werten , die am Schlüsse des vergangenen Wirtschaftsjah¬
res angesetzt werden konnten , und zu einem Drittel mit den
«mi Schlüsse des Wirtschaftsjahres geltenden Marktpreisen ab-

tüglich 60 Prozen anzusetzen. Für Betriebe , die in einem be-
immten Zeitraum keine oder verkleinerte Läger unterhalten

Haben , kann nach näherer Bestimmung des Reichsfinanzmini -
strrs für die Bewertung der Bestände an Erzeugnissen , Waren
« nd Vorräten ein anderer Zeitpunkt als der Schluß des Wirt¬
schaftsjahres zugrunde gelegt werden . Den Steuerpflichtigen ,Hei denen die Art ihres Geschäftsbetriebs die ständige Beschaf¬
fung von fremden Zahlungsmitteln erfordert , ist auf Antrag
§» gestatten , die fremden Zahlungsmittel nach Satz 1 zu be¬
werten . Der Antrag ist gleichzeitig mit der Steuererklärung
H» stellen und zu begründen .

8 33 d lautet :
Bei Berechnung des steuerbaren Einkommens ist bei der

Veranlagung für das Kalenderjahr 1922 von dem nach 88 32,83 , 33a für ein Wirtschaftsjahr ermittelten Betriebs - oder Ge -
chäftsgewinn der jeweilige Wert der im Laufe des Wirtschafts -
ahres eingetretenen Abnutzung der zum land - oder forstwirt -
chaftlichen oder bergbaulichen Anlagekapital gehörigen Gegen¬
lände , berechnet nach dem Anschaffungswerte am Schüsse des

- Wirtschaftsjahres vorbehaltlich der Vorschrift Abs. 2 abzu -

6
' ehen . Dabei kommen die von dem Steuerpflichtigen bereits
ir ein Wirtschaftsjahr vorgenommenen Absetzungen für Ab¬

nutzung und Wertminderung in Anrechnung .
Der Wert der Abnutzung im Sinne des Abs . 1 wird für das

Kalenderjahr 1922 auf folgende Hundertsätze der nach 8 33 »
Dulässigen Absetzungen für Abnutzung festgesetzt :

für Gegenstände , di« vor dem 1 . Januar
töl ? angeschafft oder hergeftellt sind das 1000 fache

für Gegenstände , die nach dem 31 . Dez . 1916,
«her vor dem 1 . Jan . 1920 angeschafft oder
Hergeftellt find das 500 fache

für Gegenstände , die nich dem 31 . Dez . 1918,
«der vor '

Beginn des Wirtschaftsjahres ange¬
schafft oder? hergestellt sind - das 80fache .

8 59 AH . 1 ist unverändert nach dem Entwurf angenommen»nd lautet ^ .
Bei Berechnung des steuerbaren Einkommens werden in Ab¬

zug gebracht :
a ) 75 Prozent der Aufwendungen , die der Steuerpflichtige

in dem Kalenderjahre zum Quecke der Neubeschaffung von
Kleinwohnungen gemacht hat , soweit diese Aufwendungen nicht
bereits mach Maßgabe dieses Gesetzes bei Ermittlung des
steuerbaren Einkommens zu berücksichtigen sind ;

jb) Beträge , die der Steuerpflichtige in dem Kaenderjahre
Ländern , inländischen Gemeinden , öffentlich genehmigten inlän¬
dischen Stiftungen oder solchen , inländischen gemeinnützigen
Vereinigungen oder Gesellschaften zugewendet hat , die satzungs -
gemäß und tatsächlich ausschließlich die Förderung des Klein -
wohuungsbaues bezwecken.

Abs . 2 unverändert .
Abs . 3 , und 4 : übersteigen die nach Abs . 1 für ein Kalender¬

jahr abzugsfähigen Beträge das für dieses Kalenderjahr peuer -
ibare Einkommen , wie es sich ohne Abzug dieser Beträge be¬
rechnen würde , so ist der überschüssige Betrag bei der Veranla¬
gung für die folgenden Kalenderjahre insoweit in Abzug z«
»ringen , als er nicht bereits bei der Veranlagung für ein Ka¬
lenderjahr berücksichtigt ist.

Die Vorschriften des Abs . 1 und 3 finden nur Anwendung ,
soweit die Aufwendungen oder Zuwendungen in den Jahren1922 bis 1926 gemacht worden sind .

8 59 a wird mit der Maßgabe gestrichen , daß auf die Rück¬
lagen , die bei der Veranlagung für die Rechnungsjahre 1920
und 1921 auf Grund des 8 59 a steuerfrei zugelassen sind , die
Bcrschriften des 8 59 a auch weiterhin Anwendung finden . Die
Finanzämter sind nach neuerer Bestimmung des Reichsfinanz¬
ministers ermächtigt , über die nach 8 59 a gebildeten Rücklagen
Vereinbarungen mit den Steuerpflichtigen zu schließen .

Körperschaftssteuer .
In 8 9 wird bestimmt : Auf die Ermittlung des steuerbaren

Einkommens finden die Vorschriften des Einkommensteuerge¬
setzes einschließlich der 88 33 d, 59 sinngemäß Anwendung . An
Hie Stelle eines Kalenderjahres , für das die Veranlagung nachHem Einkommensteuergesetz erfolgt , tritt das Wirtschaftsjahr
fGeschäftsjahr ) , dessen Ende in dieses Kalenderjahr fällt .

8 30 wird gestrichen mit der Maßgabe , daß auf dfe nach6 59 a Eink . - St .-G . steuerfreien Rücklagen die Vorschriften des
§ 59 a auch weiterhin Anwendung finden . Auch hier sind die
Finanzämter ermächtigt , Vereinbarungen mit den Steuer »
süchtigen zu treffen .

Erbschaftssteuer .
In 8 32 Abs. 5 ff . wird bestimmt :
Bis zum 31 . Dezember 1925 sind der Bewertung von Wert¬

papieren , sowie von den zum Betriebsvermögen gehörenden
Zahlungsmitteln und Forderungen in ausländischer hochwer¬
tiger Währung Durchschnittswerte zugrunde zu legen .

Bis zum 31 . Dezember 1925 ist bei . der Ermittlung des Er »
tragswerts der land - oder forstwirtschaftlichen oder gärtne¬
rischen Zwecken dienenden Grundstücke der Reinertrag der dreh
Jahre , die dem Jahre der Entstehung der Steuerschuld unmit¬
telbar vorangegangen sind , und der Reinertrag der beiden letz¬ten Friedensjahre zu berücksichtigen .

Für Erwerbe , für welche die Steuerschuld bis 31. Dezember1926 entsteht , find Wertpapiere und auf ausländische Währung
lautende Zahlungsmittel und Forderungen mit Durchschnitts -
lursen zu bewerten , die ermitelt werden aus den nach 8 24 a
Hes Zwangsanleihegesetzes festgesetzten Kursen einerseits und
« us dem Kurse am Tage der Entstehung der Steuerschuld an¬
dererseits ..

8 3 a . In 8 24 a wird bestimmt :
Für die Bewertung des Vermögens zur ersten Beranlagungder Bermögenssteuer sind 8 24 sowie die Richtlinien des Reichs¬

finanzministers maßgebend , soweit diese feste rechnungsmäßigeUnterlagen für die Wertermittlung enthalten .
Zu dem nach Abs . 1 festgesetzten Wert tritt ein Zuschlag von360 Prozent ein .
Von dem Zuschlag find ausgenommen
1 . bebaute Grundstücke zu Wohnzwecken , 2 . Baustellen , Ter¬rains . 3 . inländische festverzinsliche Wertpapiere , 4. inländischeHypothekenschulden , Grund - und Rentenschulden , 5 . andere

Vermögensgegenstände , die mit dem Markpreis oder Kurswert
«mr Stichtag zu bewerten sind .

Tartfr und Vefretungsiwrschtlftei, .
Ei n ko m m ey Sste u e r .

8 22 . Antetl « an dem Gewinn einer Erwerbsgesrllfchastwerden , wenn das gesamte steuerbar « Einkommen das Zwei¬
fache deS Betrages nicht übersteigt , der nach 8 21 einem Steuer¬
satz von 10 Prozent unterliegt , 15 Prozent ; beim 2- bis 3fachen12% Prozents beim über 8fachen 10 Prozent des Betrages , der
um die Kapitalertragssteuer gekürzten Gewinnanteile auf - die
Einkommensteuer angerechnet . Di « Anrechnung unterbleibt ,wenn der Gewinnantell insgesamt 10 000 Diark nicht übersteigt .

Körperschafts st euer .
In 8 12 Abs . 1 wird bestimmt , daß die Anrechnung solcherGewinnanteile mit 15 Prozent bei Erwerbsgesellschaften , bei

sonstigen Steuerpflichtigen mit 10 Prozent erfolgt .
8 11 Absb . 2 erhält folgende Fassung :
Bei den Erwerbsgesellschaften erhöht fich die nach Abs . 1 zuentrichtende Steuer um 15 Prozent der Beträge , die als Ge¬winnanteile irgend welcher Art verteilt werden . Während derDauer der Richterhebung der KapitalrrtragSfteurr nach Art . I

§ 6 des Geldentwertungsgesetzes beträgt diese Erhöhung 25
Prozent .

Vermögenssteuer .
8 3 bestimmt : Die Berücksichtigung der Geldentwertung beiden Tarifvorschriften des BermögenSsteuergesetzrS erfolgt je-weils im letzten Vierteljahr vor dem Veranlagungstermin .Rach 8 34 a beträgt die Vermögenssteuer für die natürlichenPersonen :

Für die ersten 1.5 Mill - - . 1 v. T . 12,18 . 18. 30. 60 Mill . . . S. v.T .
* . nächst . 1 .5 „ . . 1 % . 18 „ . . 6 „1,5 „ - . 2 „ 18 ; . . 7

"
1,5 . . - 3 „ 30 -v - 8 :5 h . . 4 „ 60 . . . 10 .Die Freigrenzen sind gegenüber dem Entwurf verdoppelt .

Der Zuschlag zur Bermögenssteuer beträgt für die
natürlichen Personen für die ersten 1,5 Millionen 100 Prozentder Vermögenssteuer , für die nächsten 1,5 Millionen 150 Pro¬
zent , für die weiteren Beträge 200 Prozent , für die übrigen
Steuerpflichtigen 150 Prozent .

Zwangsanleihe .
Soweit die Zwangsanleihe nicht bis 31 . März 1922 gezeich-

net ist, erhöht fich der Zeichnungspreis für jeden Monat um10 Prozent .
Die natürlichen Personen haben zu zeichnen :
< Von den ersten 600 000 Mk . Vermögen 1 Prozent

nächsten 900 000 „ 2
„ 1,5 Millionen 4 „
. 1.5 6 .. 1 .5 . ' 8

von weiteren Beträgen 10 ,

, Jn § 10 Abs . 2 und 3 wird bestimmt : Der Steuersatz er¬
höht sich, wenn der Wert des Erwerbes übersteigt :

400000 Mark um 10«/.800000 „ 20%
1,2 Will . Mark 30%
1,6 „ „ 40%2 » . 50%

2,4 Mill . Mark , um 50«/.2.8 .. . 70 °/.3.2 . . 80«/.
3,6 „ . 90%
4 . . 100°/.

und so fort um je 10 Prozent der im Abs. 1 genannten Steuer¬
sätze, und zwar für je weitere 400 000 Mark bis zu einem Ge¬
samtanfalle von 10 Millionen Mark , darüber hinaus für jeweitere 600000 M . bis zu einem Gesamtanfalle von 16 Mil¬lionen und darüber hinaus für je weitere 800 000 M . bis zueinem Gesamtanfalle von 20 Millionen Mark . Bei einem höhe¬ren Erwerb wird das Fünffache der Steuersätze des Abs . 1
erhoben .

Übersteigt das zurzeit des Anfalls bereits vorhandene Ver¬
mögen des Erwerbers 4 Millionen Mark , so wird für je ange¬fangene 400 000 Mark des übersteigenden Betrages ein Zu¬
schlag von 10 Prozent des nach Abs . 1 , 2 berechneten Steuer¬
betrags erhoben . Der Zuschlag darf die Hälfte des 4 Millionen
Mark übersteigenden Betrags nicht überschreiten . Er darf
ferner nicht mehr betragen als 100 Prozent der Steuer .

Dolitiscbe Neuigkeiten .
Line Erklärung lpoincnres .

Herr Poinrare hat gestern nachmittag im auswärtigen Aus¬
schuß der Kammer sein vor drei Wochen abgebrochenes Exposeüber die Außenpolitik Frankreichs fortgesetzt . Er hat sich dabei
nach dem soeben ausgegebenen amtlichen Kommunique sehreingehend über die Ruhrfrage ausgesprochen und alle damit zu¬sammenhängenden Probleme behandelt . Er hat sich insbeson -Lere' über das Transportwesen , über die Erhebung der Kohlen -
steuer , der Zolleinnahmen und sonstigen Abgaben , das Systemder Ein - und Ausfuhrbewilligungen , di« Frage der Beamten¬
ausweisungen und die aus der Besetzung der zwischen den
Brückenköpfen liegenden Flaschenhälse entstehenden Schwierig¬keiten verbreitet . Er hat zum Schluß die bereits früher ab¬
gegebene Erklärung wiederholt , daß Frankreich keine Vermitt¬
lung annehme u . jeden Versuch indireker Verhandlungen zurück -
weisen werde . Wenn Deutschland sich jedoch über die Lage klar
geworden sei, könne Frankreich bereit sein , offizielle deutsche
Vorschläge entgegenzunehmen und zu prüfen . Auf keinen Fallaber werde die französische Regierung ergriffene Pfänder « nd
Sicherheiten gegen leere Versprechungen aus der Hand geben .

Kurze Nachrichten .
* Englische Vorstellungen bei Frankreich . Reuter erfährt :

Es sei nicht richtig , daß ein förmlicher britischer Protest wegender Besetzung des Gebietsstreifens zwischen den Rheinbrücken¬
köpfen erhoben worden sei. Die britische Regierung hat aber
Borftellungen bei Frankreich erhoben und auf die ernsten Un¬
zuträglichkeiten hingewiesen , die den britischen Behörden im t
Rheinland durch das französische Vorgehen , welches das von
den Engländern besetzte Gebiet vollständig abschiießt , erwachsen !
sind . Es ist nachdrücklich betont worden , daß der britische
Oberkommiffar für das Rheinland keinen Anteil an dem Be¬
schuß des französischen und belgischen Oberkommisiars ge¬nommen hat , wonach die Rheinlandskommission die Autorität
in diesem Gebiet für sich in Anspruch nimmt , und daß der bri¬
tische Oberkommiffar jede Verantwortung für diese Handlung
abgrlehnt hat .

* Über 16 Milliarden Mark Rnhrspende . Die Sammlungen
für die Ruhrsvende haben nach dem B . T . einen Betrag er¬
bracht , der die 16. Milliarde bereits überschritte « hat . Der
erweiterte Ausschuß für die Verwaltung und Verteilung der
Spende wird im Laufe des Tages zusammentreten . Er ist
damit zu rechnen , daß zunächst 3 Milliarden an das . alt - und
neubesetzte Gebiet zur Verteilung an La ndeszen .t r»len ge»
langen .

Padische MochenrückbLicke .
Unanzierung « nd AusbaudeS ReckarkanalS — Tlek -
Irische Beleuchtung i« Heidelberg und Autoverkehr —
Bereiuiguug der größeren Universitäts -Kranken Häuser

in Freiburg . :
Es schien, daß durch die katastrophale Geldentwertung

auch die Bau arbeiten am Neckarkanal einen Zu¬
sammenbruch erfahren würden . Nunmehr hat die Neckar -
A .-G . noch in letzter Stunde eine Aktron unternommen , die
das Aktienkapital von 560 auf 3160 Millionen Mark , durch
Ausgabe von 104 Stück auf den Namen lautende Aktien zu
je 26 Millionen Mark , erhöht . Damit rückt (am Aktienkapital ,gemessen ), die Neckar-A .-G . in die Reihe einer der größten
europäischen Aktiengesellschaften . Das Reich und die Län¬
der übernehmen die sämtlichen 2600 Millionen Mark neue
Aktien und verzichten auf die ihnen Anstehenden Bauzinsen .
Der Finanzausschuß des Aufiichtsrats ist ermächtigt zur Be¬
schlußfassung über die Ausgabe von Teilschuld Verschrei¬
bungen bis zum Höchstbetrag von 8 Millionen Friedens¬
mark in dem Sinne , daß der Finanzausschuß berechtigt sein
soll, selbständig darüber zu entscheiden , ob, in welchem Zeit¬
punkt , in welcher Höhe innerhalb des bezeichneten Rahmens ,in welcher Währung und zu welchen Bedingungen Teilschuld¬
verschreibungen ausgegeben werden sollen .

Leider mußten die Bauarbeiten bis jetzt erheblich einge¬
schränkt werden , eingestellt wurden sie in der Gegend von
Horkheim , Ladenburg und Eßlingen . Von den bereits degon - , ,neuen fünf Staustufen m Neckarsulm , Horkheim und

'
Obereßlingen in Württemberg , Wieblingen und Laden¬
burg in Baden sollen Neckarsulm und Wieblingen fer¬
tiggestellt werden . Die Bauarbeiten find soweit gediehen ,daß das Kraftwerk Neckarsulin Ende 1924 oder Anfang 1925
und das Kraftwerk Wieblingen im Sommer oder
Herbst 1925 in Betrieb genommen werden kann .

*

Die Heidelberger städtischen Werke führen Vorberei¬
tungen aus zur Einführung der elektrischen Beleuch¬
tung in den Hauptstraßen , die ja in Karlsruhe und
Mannheim schon länger durchgeführt ist . In Heidelberg waren
bisher nur der Bismarckplatz und die Umgebung des Bahnhofs¬platzes mit elektrischen Lampen versehen , während sonst in Hei¬delberg noch das Leuchtgas zur Straßenbeleuchtung ver¬wendet wird . Da aber die Verwendung elektrischen Lichtesrentabler und zurzeit auch wegen der Kohlenersparnis beson¬ders erwünscht ist, so sollen jetzt die Hauptstraße , die An¬
lage , die Sophienftraße und einige andere wichtigeren Straßender Stadt mit elektrischen Lampen versehen werden . Die Lei¬
tung in der Anlage ist bereits gelegt . Man glaubt , daß die
Stadt im Laufe des März die Straßen in elektrischem
Licht erstrahlen lassen kann . Vielleicht tritt dann auch wieder
eine Besserung gegenüber dem jetzigen , weniger erfreulichen
Helligkeitszustand der Heidelberger Straßen ein , den die Hei¬
delberger Blätter oft genug rügten .

Ein Beschluß , der in Autokreisen viele Gegnerschaft findenwird , ist der der Heidelberger Polizeidirektion , die AutoS
auf den Landstraßen von Heidelberg nach Ziegelhausen ,
Schlierbach , Rohrbach , Wieblingen und Handschuhsheim —Dos¬
senheim nur mit einer Geschwindigkeit von 15 Kilometern
in der Stunde fahren dürfen . Der Entwurf sieht weiter
vor , daß vom Frühjahr bis zum Spätjahr für einzelne Stra¬
ßen der Autoverkehr an den Sonntagen vollst an¬
ständig gesperrt wird . So soll auf den Straßen Heide !«
berg —Schlierbach und Heidelberg —Ziegelhausen im Interesseder Spaziergänger der Autoverkehr an Sonntagen vollständigverboten werden .

Was in der Schweiz in verschiedenen Kantonen schon seit
geraumer Zeit durchgeführt ist, dürfte auch bei uns eingeführtwerden können — vom Standpunkt der Volksgesnndheit schonaus . Das Autostaubschlucken ist noch keinem Fußgänger gutbekommen — zumal int schönen Neckartal .

Diesen Mittwoch wurde im Freiburger Bürgerausschußder Vertiaq zwischen dem Badischen Unterrichtsfiskus , der
Stadtgemeinde Freiburg und den drei Hauptstiftungen , sowieder Vertrag der Hilda - Kinderkrankenhausstiftung über den Be¬
trieb der „Vereinigten klinischen Anstalten "

einstimmig geneh -
migt . Es werden hiernach die in Freiburg bisher vom Staat
betriebene Frauenklinik und Augenklinik und die
bisher von der Stadt betriebene innere Klinik , chirurgische Kli¬
nik , Hals - , Nasen - und Ohrenklinik , Kinderklinik und Hautklinik
unter der Bezeichnung „ Vereinigte klinische An¬
stalt e n zu einem einheitlichen Gemein¬
schaftsbetriebe des Staates und der Stadt ver¬
einigt , der sowohl der Krankenhausversorgung der Statü Frei¬
burg wie dem Lehr - und Forschungsbetriebe der Universität
Freiburg zu dienen bestimmt ist. Das dem Staat gehörig «
und das den Stiftungen gehörige Inventar der genannten
Kliniken wird für den Betrieb der „ Vereinigten klinischen An¬
stalten " in der Weise zur Verfügung gestellt , daß das Eigen¬
tum an den Jnventarstücken unberührt bleibt , und daß bei Auf¬
lösung des Vertragsverhältniffes dem Staat und den Stiftun¬
gen gleichwertiges Inventar in Natur zurückzugewähren ist.
Die Stiftungen erhalten für die Überlassung des Gebrauchs
ihres Inventars von den „ Vereinigten klinischen Anstalten "
eine einmalige Vergütung von drei Millionen Mark aus den
Betriebsmitteln . Die nach der Betriebsvereinigung auf ge¬
meinsame Kosten beschafften Jnventarstücke werden gemein¬
schaftliches Eigentum der „ Vereinigten klinischen Anstalten "

,an dem sich die Anteile des Staates und der Stadt nach dem
zurzeit der Anschaffung geltenden Beitragsverhältnis zu den
Betriebskosten bestimmen .

Die Kosten des Betriebs der „ Vereinigten klinischen Anstalten "
sollen , soweit irgend möglich , durch den Betrieb selbst aufge¬
bracht werden . Zu den Betriebskosten im Sinne dieser Bestim¬
mung gehören alle persönliechn und sachlichen Ausgaben , mit
Ausnahme der Bezüge der Klinikdirektoren , der Assistenten und
Hilfsassistenten , die vom Staate vorweg übernommen werden .
Die wissenschaftlichen Aversen werden wie bisher vom Staat
getragen . Die bisher städtischen Beamten der Kran -
kcnhausverwaltung werden vom Staat in derjenigen Ein¬
gruppierung und Einstufung übernommen , die für sie nach
Maßgabe der städtischen Besoldungsordnung und den auf
Grund des Sperrgesetzes für die städtischen Beamten ergehen¬
den Entscheidungen der Staatsaufsichtsbehörden oder des Lan -
desschiedsgerichts zurzeit der Übernahme in den Staatsdienst
maßgebend find . Ebenso werden übernommen die Angestell¬
ten und Arbeiter mit allen Rechten und Pflichten , die sie auf
Grund ihrer Verträge gegenüber der Stadtgemeinde im Zeit¬
punkt der Übernahme haben .

Die drei Hauptstiftungen und die Hilda -KinderkrankenhauS -
stiftung stellen ihre schon bisher dem Klinikbetrieb gewidmet « »
Gebäude den „Vereinigten klinischen Anstalen " zur Vnfü -
gung . Diese zahlen an die genannten Stiftungen für die Be¬
nützung der Grundstücke und Gebäude einen jährlichen Pacht¬
zins von 1000000 Mark . Die Kosten der im Gang
befindlichen Bauarixiten an der Hautklinik und der Hilda -Kin¬
derklinik werden tgit Hälfte vom Staat uttd der Stadt ge»
tirägen.



Vadiscber Landtag . Vadiscde Älbersicdt.
AbLnderungsgrsetz gegen Hagelschaden . .

Am nächsten Mittwoch wird im Plenum u. et. auch der Ent .
» urf eine» Adänderungsgesetzes zum Gesetz : über die ,Ver- ,
Sicherung gegen Hagelschaden erledigt. Der Rechtspslegeausschuß
Hat ihn vorberaten . Der Text des EniwUrses ist kurz ; etwas
jtnger dagegen die Begründung , weil sie ausdee allgemein« :
Seite der Versicherung gegen Hagelschaden eingeht. Der - Ge.
setzestext lautet :

Artikel 1. Fm ersten Absatz des § 2 des Gesetze»
vom 11 . April 1900, ist statt »60 Prozent " '

zu setzen
.80 Prozent " . Außerdem wird diesem Absatz noch ang «>
fügt : «Das Ministerium des Innern ist berechtigt, je nachdem Ergebnis eines Geschäftsjahres und dem mutmaß¬
lichen Bedarf diesen Prozentsatz für das nächste Geschäfts-
fahr zu ermäßigen oder zu erhöhen.

"

Artikel 2. Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 1923
in Kraft .

In der Begründung wird gesagt : Nach der zwischen dem
Ministerium des Innern und der Norddeutschen Hagel-Ver-
Acherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit in Berlin abgeschlos¬
senen Übereinkunft vom Jahre 1900 hat die badische Stäats -
rasse die gesamten Nachschüsse, die die Gesellschaft ausschreibt,für die badischen Versicherten zu zahlen und außerdem die
Über einen gewissen Prozentsatz hinausgehenden badischen
Mehrschäden; bei Minderschäden erhält sie % des betreffenden
Überschusses .

Zur Deckung dieser Verpflichtung ist s. Z. ein staatlicher
Hagelversicherungsfonds gegründet und mit 1% Millionen
Mark ausgestattet worden. Seine Haupteinnahmen bestehenin gesetzlich festgelegten jährlichen Beiträgen der Versicherten.

Mit Wirkung vom Jahre 1922 an hat die Vertragsgesev »
fchaft ihre Versicherungsbedingungen in mehreren Punkten zu¬gunsten der Versicherten geändert :

a) Während bisher von jedem Entschädigungsbetrag 5 Pro¬
zent einbehalten und der Rücklage der Gesellschaft zugewiesenwurden , werden künftig keine Abzüge mehr gemacht, sondernhie Schäden in voller Höhe ausbezahU ; mit anderen Worten :die Schadenzahlungen werden künftighin durch diese Änderungum 5 — 5,263 Prozent höher sein als bisher .

0.95
b ) Bisher mußten die Geschädigten zur Deckung der Regu-

lierungslosten je nach dem Taxverfahren 5 Prozent bis 10
Prozent der Schadenssumme — höchstens aber 200 bis 450 M.— an die Gesellschaft abführen . Künftighin übernimmt die
Gesellschaft die Regulierungskosten voll zu ihren Lasten. Hier¬
durch wird natürlich eine weitere Steigerung der Ausgaben
gegen früher bedingt.

c ) Während bisher auf den Strohwert bei Winterroggen ,Dinkel, Hafer 30 Prozent entfielen , bei Weizen, Sommer¬
roggen 26 Prozent , bei Gerste 20 Prozent , bei Hülsenfrüchten86 Prozent , bei Ölfrüchten, Speisebohnen, Erbsen 10 Prozent ,werden künftighin bei Halmfrüchten allgemein 25 Prozent aufden Strohwert gerechnet. Auch hierdurch wird zweifellos eine
Mrhöhung der Schadenszahlungen hervorgerufen .

Damit find die Voraussetzungen, die den bisherigen Berech»
«ungen zugrunde lagen, wesentlich verschoben worden. Die
völlige Tragweite kann erst an Hand der Erfahrungen der
nächsten Jahre gemessen werden . Nach den jetzt vorliegenden
Mitteilungen der Gesellschaft betrug die badische Schadens¬
summe -Jahre 1922 19 982 262 M . Hiervon wären nachden alten Persicherungsbedingungen nur 95 Prozent , das sind18 983 149 M ., zur Zahlung gekommen. Die neuen Berstche »
zmngsbedingungen haben also eine Mehrschaden-Ausgabe ver¬
ursacht von 999113 M . Die badische Nettoprämie des Jahre »
1922 betrüg 10 253 359 M ., so daß .diese Mehrausgabe einem
.Satz von 9,7 Prozent dieser Nettoprämie entspricht.

Eine Beihilfe des Staates erscheint auch für künftighin er-
Srderlich, um die Versicherungslust wachzuhalten und einen

»reiz zu bieten, der Versicherung bei der Vertragsgesellschaft
jdeizutreten.

Man wird sich, solange das Weiterschreiten der Markent¬
wertung dauert , darauf beschränken müssen, die neuberechnete
Rückversicherungsprämie einzuheben ; das in günstigen Jahren
nicht verbrauchte hat dann dem Fonds zuzufließen , währendim übrigen auftretende Fehlbeträge schlechter Jahre , die indem Fonds keine Deckung finden , durch eine Art Amortisationin der Weise abzutragen sind, daß Zuschläge zu einer Rück-
versicherungsprämie gemacht werden ; dabei sollen bei eintre¬
tendem Notstand besondere Zuschüffe der Staatskasse nicht auS-
Deschlofsen sein.

Es dürfte in diesem Zusamtnenhang interessieren , daß
Württemberg , das einen ähnlichen Vertrag wie Baden
»nit der Norddeutschen Hagelversicherungsgesellschaft besitzt, von
seinen Versicherten im Jahre 1921 : 70 Prozent der Nettovor-
»rämie erhoben hat, 1922 : 100 Prozent ; nach uns gewordenen

itteilungen will es 1923 : 130 Prozent erheben.
Für das Jahr 1922 hat die Gesellschaft allgemein ''inen

R a ch s ch u ß von 100 Prozent der Nettovorprämie ausgeschrie-
den, den die badische Staatskasse mit 10 253 359 .20 M . an die
Gesellschaft abzuführen hat . Da der Beitrag der Versicherten
»n den staatlichen Hagelversicherungsfonds 60 Prozent der
Borprämie beträgt , so bleiben zu Lasten des Fonds 40 Pro¬
zent mit 4 101 344 M.

Der Staatszuschuß von 250000 M . für das Jahr 1923teilt die mit dem Satz vori 5.9 Prozent einer gegen 1921 auf
,s 2l4fache gesteigerten Versicherungssumme dar . Die jetzt

bekannt gewordene tatsächliche Versicherungssumme für 1923
Hat aber diese s. Z . als hoch angesehene Steigerung über -
troffen , da sie mit 1,3 Milliarden Mark sich ungefähr auf da»
Kasache beläuft . Für das Jahr 1922 macht sich deshalb ein«
Rachtragsforderung in Höhe von rund 355 000 M . erforder¬
lich, die sich daraus ergibt, daß 5,9 Prozent aus der 1922er
Prämieneinnahme mit 10 253 359 M . einem Staatszuschußvon rund 605 000 M . gegenüber den angeforderten 250 000 M.
«leichkommt . Gleichzeitig ist auch für das Jahr 192g eine
Rachforderung notwendig, die angesichts der gestiegenen
Preise und der damit steigenden Versicherungssumme min¬
destens das Fünffache zu betragen hätte und somit einem Be¬
trag von 1 775 000 M . entspricht, so daß die Gesamtnachforde»
Dung für die Jahre 1922/23 : 2 130 000 M . beträgt .

Diese Summe wird im Nachtrag eingestellt werden , wodurcheine Deckung des Fehlbetrags in dem Hagelversicherungsfond»
erreicht ist. Selbstverständlich muß Vorbehalten bleiben, de»
Staatszuschuß für 1923 s. Z . nach der tatsächlichen Prämien¬
einnahme des badischen Geschäfts und dem Staatszuschuß -
Satze richtig zu stellen .

Der RechtspflegeauSschutz stellt an das Plenum
den Antrag : „Der Landtag wolle: dem genannten Gesetzent¬
wurf die Zustimmung erteilen mit der Änderung , daß Ar¬
tikel 1 den Zusatz erhält : »Die auf Grund dieser Ermächtigung
ergangenen Regelungen find dem L and tag jeweils zur
Kenntnis zu bringen . " .

Lue Besetzung des irbeinaüer Daten -
gebiete

schreibt die Mannheimer „Bolksstimme" noch folgendes :
»Der Eisenbahnverkehr Mischen Mannheim und Karlsruhefunktionier : noch ungestört. Die Franzosen scheinen es nurauf die Beschlagnahme von Kohlen sowie auf die Errichtungvon Zollämtern abgesehen zu haben. ■
Die Rheinauhafenanlage « sind im Gegensatz zu dem am 3.Marz besetzten alten Mannheimer Hafengebiet privat unddienen vor allem der in Rheinau angefiedelten Industrie . Die

rechtsrheinische Anlegestelle der Fähre bei Altrip wird von 30
französischen Soldaten mit 2 Maschinengewehren besetzt ge¬halten . Etwa 50 Mann französische Infanterie hcchen im
Elektrizitätswerk Rheinan den Speisesaal beschlagnahmt, je¬
doch in den Betrieb nicht ringegriffen . Drei bis vier franzü -
stsche Offiziere find in das Zollamt Rheinau eingedrungen und
haben die Beamten aufgefordert , fich bis morgen früh zu ent¬
scheiden , ob sie unter französischem Befehl arbeiten wollen . An¬
dernfalls würde morgen das Zollamt von französischen Zoll¬beamten übernommen werden.Bei der weiteren Besetzung Mannheimer Gebietes durch die
Franzosen handelt es sich ebenso wie bei der am 3 . März er¬
folgten Besetzung des alten Mannheimer Hafengebietes umeine militärische Aktion mit wirtschaftlichen Zielen . Das be¬
weist die sofortige Besetzung , des Zollamtes Rheinau , dessenBeamten der Befehl gegeben wurde, fich unter französischenBefehl zu stellen, oder das Zollamt zu räumen , sowie die Be¬
setzung des Güterbahnhofs Rheinau . Dadurch , daß die Fran¬zosen den auf der Strecke Mannheim -Karlsruhe liegendenGüterbahnlof Rheinau in die Hand bekommen haben , ist esihnen möglich , den gesamten Eisenbahngüterverkehr der
Rhcinauhäfen an der Einmündung in die Hauptlinie zu un¬terbinden . Sie schnüren damit das gesamte . Rheinauhafen -«
gebiet ab, das dadurch ebenso wie das alte Mannheimer ^ Hafen¬gebiet in die französische Rheinzollinie einbezogen wird . DerVorort Rheinau , fder südlichste der Mannheimer Vorclrte,liegt etwa 9 Kilometer vom Zentrum der Stadt Mannheim .entfernt . Tie Rheinauhäfen umfassen vier große Hafenbecken.An einem dieser Hafenbecken , dem sogenannten Thyffenhafen ,befindet sich eine Niederlassung der Firma Thyssen in - Mül¬
heim-Ruhr ; dieses Becken dient in erster Linie als Kohilenum -
schlagsplatz . Da die Besetzung des alten Mannheimer Hafen¬
gebietes erwartet wurde, und weil die Rheinauhäfen die ein¬
zigen bisher von den Franzosen noch nicht besetzten Rheinhä¬sen sind, so wurden in den letzten Tagen die innerhalb des
Rheinaugebietes lagernden Waren und Güter zum größtenTeil abtransporttert . . In Rheinau befinden sich große Jn -
dustriewerke, u . a . chemische Werke und die Sunlicht -A .-G . In¬
wieweit die Industrie in Rheinau von der Besetzung betroffenwird, kann noch nicht gesagt werden . In den Betrieb des
Elektrizitätswerkes haben die Franzosen bis jetzt noch nichteingegriffen."

Vom Lugverkebr.
Ab Montag, den 12. März , wird der an den neuen Karls - .ruher Eilzug 387 anschließende Zug 1434 , Donaueschingen ab

1,30 Nachm ., mit Halt auf allen llnterwegSstationen während
der Verkehrsunterbrechung bis Konstanz durchgeführt . Ankunftin Konstanz um 8,53 Nachm . Der dem Personenverkehr die¬
nende Eilgüterzug 6068, Jmmendingen ab 11,42 Vorm ., Kon-
stanz an 2£ 0 Nachm ., fällt dagegen bis auf weiteres Mischen
Jmmendingen und Konstanz aus . Zur Herstellung eines bes¬
seren Anschlusses auf den um 10,49 Vorm , in Singen abgehen,
den Schnellzugs O 278 nach Stuttgart , der in Eutingen guten
Anschluß nach Karlsruhe vermittelt (Karlsruhe an 4,05 Nach¬
mittags ), verkehrt neu Eilzug 378, Konstanz ab 10,00 Vorm .,
Singen an 10,35 Vorm.

Das deutsche volksopter .
Das deutsche Bolksopfer zugunsten der durch die Ruhrgebiets -

bcsetzung Geschädigten hat bereits weit über eine Milliarde zur
Ausschüttung gebracht. Das ist viel und doch kann damit nur
«in kleiner Bruchteil der Not behoben werden. Die Gewalt -
politikk der Franzosen und Belgier hat Notstände geschaffen,die in ihrem ganzen Ausmaß heute noch nicht erkennbar sind.
Schwere Zeiten stehen uns noch bevor, insbesondere in den Mo¬
naten April und Mai , die in der Ernährungslage immer die
ungünstigsten sind . Ganz besonders schwer wird sich diese Not¬
lage möglicherweise in den alt - und neubesetzten Gebieten aus -
Wirken . Gerade mit Rücksicht auf sie aber gilt es , alles zu
unternehmen , um den Widerstand der deutschen Brüder an
Ruhr und Rhein nicht durch die kleinlichen Sorgen der Magen¬
frage scheitern zu lassen. Wer sich bewußt ist, was der helden¬
hafte Widerstand der Ruhrleute für das zukünftige Schickfal des
ganzen deutschen Volkes bedeutet, der wird sich auch darüber
klar sein müssen , daß seine Pflicht nicht mit der einmaligen
Hergabe eines Betrages zum Deutschen Volksopfer erfüllt ist.Wie Bergleute und Beamte , Arbeitgeber und Arbeitnehmer an
Ruhr und Rhein tagaus , tagein zähneknirschend ihr stilles
Opfer bringen , so muß sich auch der Deutsche im unbesetztenGebiet klar darüber sein, daß nur fortgesetztes Opfern di«
Mittel schafft, mit deren Hilfe der ungebeugte Widerstand gegendie französisch -belgische Raubgier zu stärken ist.

Die Bewunderung des Widerstandes, den die Einwohner von
Essen , Bochum , Gelsenkirchen , Hamm, von Köln, von Mainz ,von Ofsenburg leisten, darf sich nicht in Worten erschöpfen.Der Bewunderung mutz die Tat folgen! Vor allem in einem
fortgesetzte « Beitrag zum Deutschen Bolksopfer. Die Leute am
Rhein und Ruhr sollen nicht vergebens ans Hilfe warten .
(Siehe auch Aufruf in der gestrigen Nummer der »Karlsruher
Zeitung "

.)
' Für das deutsche Bolksopfer- Landesausschuß Baden

Haben die Mannschaften, Unteroftiziere, Beamte und Offiziere
deS 2. Bataillons des 14. Badischen Infanterie -Regiments in
Tübingen eine Sammlung veranstaltet , die ein Ergebnis von
441 942 Mark gebracht hat, welcher Betrag der Badischen Bank
überwiesen worden ist.

Der badische Staatspräsident als Vorsitzender des Landes¬
ausschusses Baden für das Deutsche Volksopfer hat den Spen -
dern hierfür de» besten Dank ausgesprochen.

Deidelberger Studenten vor dem Staats -
gericbtsbot.

Am Donnerstag fand in Letpzig die erste Sitzung des süd¬
deutschen Senats des Staatsgerichtshofs zum Schutze der Re-
publik statt . Angeklagt waren die Studenten Manfred Bache -
rer und Hans Gruhl aus Heidelberg, die am 9. Juni 1922 in
Donaueschingen von einer Kirche «in« Fahne heruntergerissen
« rd verbrannt haben.

Eine Gesellschaft von 14 Studenten hatte 54 Liter Starkbier
»nd 30 Bowlen getrunken und war dann auf die Straße ge¬
gangen . Gruhl hatte von einer Kirche eine schwarz -rot - goldene
Fahne , die zum Empfang des Erzbischofs ausgehängt worden
war . heruntergrriffen , die Bacherer dann im Gasthausznnmer
verbrannt hat. Staatsanwalt Letter erklärt«, daß gegen Ba -

chere^ schan^ein « erfg^ cn . gripleU hqbe, weiter in Heidekh««tm Dezember E guf ^ offener/ Straße,,gerufen - habe ; J £eine Judengesellschaft, so eine Lumpeufähne hat unser » ater ,lond ." Das Verfahren istniedergeschlagen Wörden, weil Bacherertptckl betrunken war . . Der Staatsanwalt betonte weiter dass' -di- Tat vor Erfaß des Gesetzes zum Schutze .der ^ otzubttk"be.gangen worden sei; " Die Fahne hake' abör ^ jst̂ sem FalleketN Autoritätszeichen dargestellt, attch"Liebstchlsähftchten '
hö¬ben nicht Vorgelegen . Er beantragte , den Astgeklagten Bachererzu 30 900 M . und Gruhl zu 29 »08 M Geldstrafe wegen Sach¬beschädigung zu verurteilen . Der - Gerichtshof schloß sich denAusführungen des Anklagevertreters au und verurteilte diebeiden Angeklagten zu je 10« 00« M. Geldstrafe bezw . 1 Iah ,Gefängnis .

« us oer Lanoesvnuptstadt .* Die Dollarschatzanweisungen deS Deutschen Reichs werde»,n einem Augenblick zur Zeitung aufgelegt , der für Deutsch,iands Zukunft von höchster Bedeutung ist. Es gilt darumdie m der Privatwirtschaft vorhandenen, entbehrlichen fremdenZahlungsmittel zum Besten der Gesamtheit zu konzentrierenund die Grundlagen der Aktion , mit denen einem weiterenSteigen der auswärtigen Wechselkurse Einhalt geboten . undeine nachhaltige Beeinflussung der gesamten Preise ausgeübtwerden kann, zu kräftigen.
Entsprechend dem Verwendungszweck der Anleihe werdenals Einzahlung nur Devisen angenommen, und ztvar nebenarnerikanischen Dollars auch Pfund Sterling ,

'
holländische Gul¬den, schweizerische Franken, nordische Kronen , spanische Pe¬seten. argentinische Pesos , japanische Yen . Der Zeichnungspreis100 Prozent , die Rückzahlung der Anleihe erfolgt nach3 Jahren zu 120 Prozent . T -as entspricht einer Verzinsungvon über 6 Prozent . Die günstige Verzinsung im Verein mitder Belerhbarkeit der Schatzanweisungen bei den Darlehnskaffenzu einem vergleichsweise günstigen Zinssätze gibt den Schatz -anwelsungen einen erheblichen Vorzug gegenüber dem Be¬sitz an Devisen, da diese unverzinslich und unbeleihbar find.Die Borsengängigkeit der Schatzanweisungeu bürgt dafür , daßsie jederzeit verkauft werden könne » . Es verdient besondershervorgehcben zu werden, daß die Schatzanweisungen in der¬selben Währung , auf die sie lauten , auch zur Rückzahlung ge.fangen , nämlich in Scheck auf Newyork oder aber nach Wahl .bes Reichs in Gold. Die Sicherung ist im besonderen noch be¬wirkt durch , die selbstschuldnerische Bürgschaft der Reichsbank.Dte Zeichnung kann in der Zeit vom 12. bis 24. März erfolgen,und Mar bei der Reichsbank und allen ihren Zweiganstaltensowie bei einer großen Anzahl von Banken und Bankiers , diean den einzelnen Orten noch besonders bekanntgegeben, wer -den. Bei der Zeichnung sind mindestens 40 Prozent einzu.zahlen , der Rest ist spätestens bis zum 14, April zu erstatten .Für gezeichnete Beträge , die vor dem 14. Avril gezahlt werden ,wird eine besondere Vergütung von 1 vorn Tausend in Markfür jede volle Woche gewährt . Dies gilt auch für die bei derZeichnung einzuzahlenden 40 Prozent . Alles Nähere ist ausder im Anzeigenteil enthaltenen Bekanntmachung ersichtlich.* Die Gemäldegalerie Jansen hat eine neue Ausstellungbadischer Künstler gebracht zum Teil Kollektiv-Ausstellungenund Elnzelarbeiten . Darunter von Hans v. Clotzmann, Hein¬rich Brenneisen , Hans Drechsler und sonstiger namhafterKünstler .

* Kaninchcnausstellung . Um der Kaninchenzucht und derKaninchenhaltung , die heute wieder nötiger wie während desKrieges sein dürfte , wo die Fleischpreise eine kaum erschwing¬liche Hohe erreicht haben , wieder neue Freunde zuzusühren ,veranstaltete der Kaninchenzuchtverein (Stammverein ) Karls -ruh «, am Samstag , den 10. und Sonntag , den 11 . i>. M . imGartensaale der Brauerei Schrempp (Beiertheimerallee ) eineLokalausstellung von Kaninchen aller Raffen. Es waren weitüber 100 Nummern beschickt und wenn man in Betracht- zieh,Hatz eine große Anzahl Häsinnen mit Jungen zur Stelle ge¬wesen, so war die Zahl der Tiere eine ganz ansehnliche. DieKaninchen repräsentieren heute ansehnliche Werte, denn auchfür Felle werden hohe Preise bezahlt und die ausgestelltenGegenstände , welche aus Kaninchenfellen verarbeitet wurdenbewiesen wiederum die Nützlichkeit der Tiere . Die Ausstellungnähm Samstag früh mit der Prämiierung der ausgestelltenTiere ihren Anfang . Als Preisrichter fungierte Herr Arheidt.Grötzingen , der mit Sachkenntnis seines nicht immer leichtenAmtes waltete . Daß nicht alle Tiere mit 1 . und Ehrenpreisenbedacht werden konnten, ist klar. Die Hauptsache des Aus¬stellers muß sein, seine Tiere auch weiteren Kreisen vorzufüh¬ren . Die Ausstellung ist bis Sonntag abend geöffnet. Inter -essenten sollten es nicht versäumen, derselben einen Besuchabzustatten . Sollten der Kaninchenzucht wieder neue Anhän¬ger zugeführt werden, dann hätte die Ausstellung ihren Aveckdoppelt erfüllt . Die Leitung derselben lag diesmal in denHänden des 2. Vorsitzenden des Vereins, Herrn E . Bruchsder mit einem Stab von Mitarbeitern die gestellte Ausgabegut löste .

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Der Stadtgemeinde Weinheim ist durch Entschließung vom
heutigen im Einvernehmen mit den Herrn Miniilern der Ju¬
stiz und der Finanzen die Genehmigung zur Ausgabe von zu8 Prozent verzinsliche« Schuldverschreibungenauf den Jnha -her rm Nennwert von 30 Millionen Mark sowie zur Ausgabeder zugehörigen Zinsscheine erteilt worden .

Karlsruhe , den 8. März 1923.
Der Minister des Inner «.

R e m m e l e . xatet .

Verordnung.
Vom 8. März 1923.

Das Hebammenwrsrn.
Die durch Verordnung vom 12. Januar 1923, das Hebam-

menwesen (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 7) in § 6 und
§ 8 letzter Absatz .der Verordnung vom 29. Juli 1919, das Heb¬
ammenwesen (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 428), fest¬
gesetzten Gebühren werden mit sofortiger Wirkung um 2Ü0 vom
Hundert erhöht.

Karlsruhe , den 8. März 1923.
Der Minister deS Innern .

I . B . : Leers .

Die zweite Staatsprüfung der Geometer im Jahre 1922 betr.
Nach bestandener zweiter Staatsprüfung wurden als öffent¬

lich bestellte Geometer ausgenommen:
Alfted Brüdrrli « von Schopfheim , Friedrich Gaiser von

Baiersbronn , Friedrich Hutzlet von Löffingen, Otto Karle von
Jhringen , Walter Kinne von Karlsruhe , Erwin Rühl von
Züttlingen , Friedrich Stengel von Mannheim , Willi Uhl von
Karlsruhe . Wilhelm Wagner von Ketsch, Jakob Zippria » von
Weiler .

Karlsruhe , den 11. Februar 1923.
Badische Wasser- und Straßenbaudirekti »». ^ ,_vr Paul



tfüt das Jahr 1933 find zur Ber»ffe«Ntch««s der Bekannt»« « ch«»»e« der badisch«« JvMrbrtzörde » auf dem Gebiete der
Rechtspflege die nachfolgend aufgcführten Zeitungen - estinuntWorden ,

I . Bekanntmachungen de» ObrrlandeSgericht» Satt »r«hkr
SarlSruher Zeitung .

ll . Bekanntmach««««« der Landgericht«;
1. Konstanz : Konstanter Nachrichten.
2. Woldshut : Albbote.
8. Frriburg : BolkSwqcht .
4. Offenburg : Offenburger Tageblatt — Ortenauer Lote.6. Karlsruhe : Badische Presse.
6. Mannheim : BolkSstimme.
7. Heidelberg : Pfälzer Bote für Stadt und Land.8. Mosbach: Badische Neckarzeitung.

IH . Bekanntmachungen der übrige« Justizbehördenin de» AmtSgerichtsbezirke» de»
a) Landgerichtsbezirks Konstanz :1. Donaueschingen : Der Donaubote .2. Engen : Hegauer Erzähler .3. Konstanz : Konstanzer Nachrichten .4. Meßkirch : Meßkircher Zeitung (Oberbadischer Grenzbote ).8. Pfullendorf : Pfullendorfer Anzeiger.6. Radolfzell : Volkswille.

7. Stockach : Stockacher Zeitung .8. Uberlingen : Linzgaubote.8. Villingen : Der Schwarzwälder .
d) LandgerichtSbez » rkS WaldShutr1. Bonndorf : Bonndorfer VolkÄ>latt2. Gückingen : Säckinger Bolksblatt .8. St . Blasien : Albbote.4. Schönau : Oberländer Tagespost.

8. Schopfheün: Märkgräfler Tagblatt.6. Waldshut: Neue Waldshut̂ t. Blafler-Zettung.
c ) Land ^ errchtSbezrrkd g « 4 # « C «1 . Breisach : Breifacher Zeitung.2. Smmendingen: BreiSgauer Nachrichten.8. Ettenheim: Ettenheimer Zeitung.4 . Arerburg : Volksmacht.8. Kenzingen: Keuzingcr Wochenblatt .6 . Lörrach : OberbadischeS Bolksblatt.7. Müllheim : Oberrheinischer Anzeiger.8. Reustadt : Hochwächter auf dem9. Staufen : Staufen « Tagblatt.19. Waldkirch: Der Elztäler.

ck) Landgerichtsbezirk » Offenbur »«1. Acheru : Badische Nachrichten.2. Bühl : Bühler Tageblatt.8. Gengenbach : Sinzigbote. Schwarzwälder VolkSsttmnre.Notariat Gengenbach: Der SinziBäler . OffenbupDtrZeitung.
Notariat Zell a. H. : Schwarzwälder Volksstimme .4 . Kehl : Kehler Zeitung.6. Lahr : Lahr« Anzeiger für Stadt und Land .6. Oberkirch: Renchtäler .7. Offenburg: Offenburger Tageblatt — Ortenauer Bot«.8. Triberg: Echo vom Wald bi» 14. Februar, jetzt Triber « rBote.

9. Wolfach : Kinzigtäler Nachrichten.Notariat : Wolfach : Der Kinzigtäler.Notariat Haslach i. « . : Kinzigtäler Nachrichten,e) Landgerichtsbezirk » Karlsruher1. Baden: Badische Volkszeitung.2. Breiten : Brettener Tagblatt.

A, Bruchsal: Brvchsaler Bote.4. Durlach : Durlacher Wochenblatt8 . Ettlingen : Badischer LandSma« ,-6. Gernsbach: Rastatter Tageblatt.7. Karlsruhe: Badische Press« :8. Pforzheim: Pforzheim« Anzeige9. Philippsburg : Rheinisches Tagbla .19. Rastalt: Rastatter Zeitung.
k) Landgerichtsbezirk » Maauhei « ;

1. Mannheim: BolkSstimme .
L. Schwetzingen: Schwetzinger Zeitung .8. Weinheim: Weinheim« Anzeiger.

g) LandgerichtSbezirk » Hetdelberg :
1. Eppingen : Eppinger Zeitung .
L. Heidelberg: Pfälzer Bote für Stadt und Land .8. Sinsheim: Sinsheim « Landbote .
4. Wiesloch : WieSlocher Zeitung .

b) Landgerichtsbezirk » MoSbach :
1. Adelöheim : Bauländer Bote.
2 . Boxberg : Odenwälder -Boxberg« Zeitung .
3. Buchen: Odenwälder , Buchener Anzeiger.4. Eberbach : Stadt » und Landbote .
8. Mosbach: Badisch« Neckarzeitung.
6. Neckarbischofsheim : Reckarbischvfsheimer Volksbote.7. Tauberbischofsheim: Tauber - und Frankenbvte .8. Walldürn : Buchener Bolksblatt .
9. Wertheim : Wertheimer Zeitung .

Karlsruhe , den 7. März 1923 .
Der Justizminister .

Trunk . Schweinfurch

Hollor *

" '

.
;

”

„
Des Mfien Steiges

am 15. AprU 1926 mit 120 % rückzahlbar.
tfttf Grund de» Gesetzes dam 2. März 1823 ( R . G . Bl . Teil l . S . 188 ) werde « hiermit Dollar -Gchatzantvetfnn - e« re »Dentsche « Reiche »» rückzahlbar » ach 3 Jahre » »« 120 °/° »hn « jeden « b, » g. , » r Sffenttiche « Z «tch» » « g avfgelegt .Kür diese Schatzanweisungen hat dte Retch »ba » k di« seldstschnldnertsch « Bürgschaft üder « »mmeu .Dte a « fkomme « de» Devise » stieße « »er Retch»ba « k , » , diese hat « « mtttetdar da » « echt, dte Leistnng »er Dedtse »vo » de» Zeichner « , « fordern .
Dte Gchatzanwetsnnge » find dnrch dt « Darlehenskasse » de» Retche » delethdar .Dt « Zulassnng zum BSrsenhandel wird schnellsten » t» dt « Wege gekettet werde » .

Dedingungerrr
Zrichnungsstelle « . Zeichnungen werdenvom 12 . bl» 24. März bei der Zeichnungsabteilung des Kontors der Reichshauptbank für W« tpapierein Berlin C 2, Breite Straße 8/9, bei allen Zweiganstalten d« Reichsba»lk mit Kaffeneinrichtung und bei den untenstehenden Mitgliedernde» UbernahmekonsortiumS und deren Zweigniederlassungen entgegengenommen . Die Zeichnungen können auch bei den noch besondersbekanntzugebenden Zeichnungsstellen und ihren sämllichen Zweigniederlassungen erfolgen . Früher « Schluß der Zeichnung bleibt Vorbe¬halten . *« tntettnng » Einlösung der Gchatzanwetsnnge » . Die Schatzanweisungen sind ausgeferttgt in Stücken zu ö, 10, 29. 50 und 100 Dollar .Die Rückzahlung d« Schatzanweisungen erfolgt am 15 . April 1926 zu 120 "/, ohne jeden Abzug nach Wahl des Reiches in Scheckauf Rew-Aork oder in Gold, den Dollar zu 1,5046 g Feingold gerechnet.Zetchnnn - Sprei ». Etnzahtnng . Der Zeichnungspreis bettägt 100 ' /». Die Einzahlung kann nur in Devisen (Noten, Schecks, Auszahlungen )erfolgen, und zwar in amerikanischen Dollar , Pfund Sterling , holländischen Gulden, schweiz« ischen Franken , nordischen Kronen , spani¬schen Peseten, argenttnischen Pesos , japanischen Den. Die Kosten der Einziehung der Schecks sind von den Zeichnern zu tragen .Sofern andere Währungen als Dollar in Zahlung gegeben werden, werden zurzeit berechnet :Engk . Pfund 8.2 .7 . Holländ . fl. 28,3166 . Schweiz . Frs . 83,3606 . Rorw . « r . 84,6492 . SchWed. Kr . 37 .73V0 ,Dänisch « £ *. 52,0800 , Spanische Pes . 64,2736 , Argentt « . Pes . 2« ,«340 , Japan . Yen 29,9936 - 19 Dollar .Sollten im W« tverhältnis der verschiedenen Währungen untereinand « größere Verschiebungen eintreten , bleibt Änderungd« Umrechnungssätze Vorbehalten.

Spitzen werden zum Tagesmittelkurse für . Auszahlung " der eingereichten Devisen in Mark bar v« gütet .Die Einzahlung hat bei der Zeichnungsstelle, die die Zeichnung entgegengenommen hat, für Rechnung der Reichsbankzu « folgen.Von den gezeichneten Beträgen sind mindestens 40 °/, bei der Zeichnung, der Rest spätestens bis 14 . April d . I . zu zahlen .Für vor dem 14 . April d. I . in Noten oder telegraphischen Auszahlungen gezahlte Bettäge wird eine B« gütung von 1 •/«. in Markfür jede volle Woche der Vorauszahlung gew < : bei Schecks und brieflichen Auszahlungen auf europäische Plätze wird bei derBerechnung d« Vergütung eine volle Woche in Abzug gebracht . Bei Bezahlung mit Schecks und brieflichen Auszahlungen aufüberseeische Länder kommt die Vergütung für Vorauszahlungen nicht in Betracht. Die B« echnung bet Vergütung erfolgt unterZugrundelegung des Mittelkurses für Auszahlung New Dork vom 10 . März d- I .Der Zeichner « hält eine Mitteilung , in welcher Höhe seine Zeichnung angenommen worden ist. Zur Abnahme d« zuge¬teilten Beträge ist er verpflichtet. Vor der Zutellung vollbezahlte Zeichnungen werden voll berücksichtigt . Wünsche wegen der Stücke-lung sind in dem dafür vorgesehenen Raum auf d« Vorderseite des Zeichnungsscheins anzugeben . Werden derartige Wünschenicht zum Ausdruck gebracht, so wird die Stückelung von den Zeichnungsstellen nach ihrem Ermessen vorgenommen. Spät « en An¬trägen auf Abänderung der Stückelung kann nicht stattgegeben werden.8l» »gabe der Stücke . Die Ausgabe der Schatzanweisungen erfolgt mit möglichster Beschleunigung, voraussichtlich bis Ende April. Istdie Zahlung mit Scheck oder Auszahlung « folgt, so werden Stücke erst nach Werteingang geliefert.
WchsbM.MMlM . SMer HMelS'EeleWaft. S. AeiMer. ComiMz- unD Privatbank. DarinWter nnö MM.

bank. L a. A. Delbrück WM L Co. Deutsche San!. Direktion der Diskonto - VejeMft . Dresdner Bank. 3. Dreyfiis & Co.My & Co. E. in. d. S. Mendelssohn & Co. Mittel deutsche Credttdank . Gebrüder ArnW. Bnyeriichs MrelnsbMt.L. Behrens L Wne. Won Sirschland. A. Leoy . Lincoln Msnny vpWhsinier . 6aL Wenhetni jr. & Cie.
Lazard Speyer -CMen. 6tra« LCo. R. M. Marburg L Co.

Infolge der derzeitigen Störung des Verkehrs können wir Aufträgenur auf Verantwortung und Gefahr unserer Auftraggeber mit den uns je¬weils zur Verfügung stehenden Beförderungsmitteln und ohne jeglicheHaftung unsererseits ausführen . Ebenso müssen wir bei den z . Zu herr¬schenden Verhältnissen jede Verbindlichkeit für die rechtzeitige Ausfüllungvon Aufträgen jeder Art ablehnen .
Karlsruhe , den to. März 1923. 83.297

Die Karlsruher Banken-Vereinigung.

Badisches Landestheater .
Sonntag , den 11 . März .Vorm . 11V, b . g . 1 Uhr . Sp . I . Abt . 900 M.VI . Musikalische Morgenfeier .

Abends 6 b . g . 9 Uhr . Sp . I . Abt. 7000 M.Die Zauberfiöfe .
Konzerthaus .Abends 7 b . n . 9 Uhr . Park . I . Abt . 3000 M.Pe r kühne Schwimmer .

'

Galerie Jansen
Karl- Friedrichstraße 32 neben Hotel Germania

Telephon 2331
Neue Ausstellungbad . Künstler

u . a . Collektionen :
Hans von Clossmann (Baden - Baden)Heinrich Brenneisen

Hans Drechsler 58 .293

Rener guter
Gewinnplan

her Preußisch » Süddeutsch.
Staatslotterie kommt in
der 3- Ziehung am 15 -/16-
März zur Ausspielung ,
hierbei und in der 4 . Kl.
am 10 . April u .ff. können
bis 100 Millionen gewon¬nen werden. Lose kosten
zur 3. Ziehung für
v » V. V, V. Teil

600 1200 2400 4800 Mk .
für alle Klaffen bei

Vs V« 7, V, Teil
1500 3000 6000 12000 Mk.
auch für vorausbezahlte
Lose 83 .296

Ludwig Götz
VadischerLottetieeinnehmer
Hebelstraße 11 b . RckthauS.

Soeben erschien :

Oper und Drama
Von

Dr. Max Steide ! (Karlsruhe )
(»Wissen und Wirken" Band 5)

Grundpreis 1M . X Schlüsselzahl des Buchhandel».
Dies Buch stellt Forderungen an die Oper al»

Kunstwerk. Die Oper wird häufig vom Theater¬
besuch« unter denselben Gesichtspunkte« betrachtetwie das Wortdrama , insbesondere werden an
ihren Text ähnliche Anforderungen gestellt wiean dieses. Sie verlangt aber vom Hm« eineandere Einstellung als das Drama , um in ihremeigensten Wesen erfaßt zu werden. Diese» Wesenist die Musik, reiner Gefühlsausdruck , d« sichvon vornherein nur an das Gefühl wenden kann-Die Forderungen , die sich aus einer solchen Dar¬
stellung « geben , mußten au » dem Bewußtseinentspringen, daß die Oper als m«sikaltsche-Kunstwerk ihre Lebenssäfte einer noch innigere »
Berührung mit den einfachsten treibenden Kräften
menschlichen Lebens überhaupt verdankt, als dasDrama sie besitzt. Und daß die Op« deshalb so.wohl in der Entstehung als auch in der Wieder¬
gabe die Verbindung mit diesen einfachstenKräftennicht v« li« en darf . DaS Steidel 'fche Buch, klarund flüssig geschrieben , bietet so als Einführungin das Wesen des MufikdramaS viele gute An¬
regungen für den Theaterbesuch« . Auch die vonder Zunft , Musik wie Theater , werden nicht acht¬los daran vorübergehen.

Verlag E. BlM. RMG 8iMKlAK. !1

Edikt
zur Sinbernfnng der dem Gerichte unbekannte »

Miterbe « .
Vom & . Bezirksgerichte Leitmeritz wird bekannt ge-

macht , daß am 19 . Dezember 1921 die kinderlose WitweEmilie Krämer geb . Biukert , geboren 2. Mai 1850.Private in Leitmeritz Stadtplatz mit Hinterlassung vonCodicillen gestorben ist.
Da diesem Gerichte unbekannt ist , ob und toelch«Personen von der Seite des erblafferischen Vaters

Josef Allan Binkert aus Bruchsal, Provinz Baden»auf Verlassenschaft ein Erbrecht zustche , so tverdenalle diejenigen, welche hierauf aus was immer füreinem Rechtsgrunde Anspruch zu mache» gedenken ,aufgefordert , ihr Erbrecht binnen einem Jahre »spätestens bis 18. Februar 1924 » bei diesem Ge .
richte anzumelden und rinter Ausweisung ihres Erb¬
rechtes ihre Ecbeserklärung anzubringen , widrigenfallsdie Veclafsenschaft mit jenen , die sich werden erbs¬eeklärt und ihren Erbrechtstitel auSgewiesen haben,verhandelt und ihnen eiugeantwortet , der nicht ange-
treteue Teil der Vetlagenschaft aber vom Staate al -erblos eingezogen würde. Für die obgenannten un-
bekannten Erben wurde H. Ju . 1)r . Heinrich Töpfer ,Advokat in Leitmeritz, zum Kurator bestellt .

La . Bezirksgericht Leitmeritz Abt . 1
am 3. Februar 1923 .

Metalllretten
Stahlmatr ., Kinderbett. , direkt
an Private , Katalog 73 kr frei.
ErsenmöbelsabrikSuhl (Thür . )

WnW
jjpotliMiiinl

i» M«uhei«.
Wir laden die Herren

Aktionäre zur
Sl . ordtliüichm

(Benerül-Scriüimniuna
auf

Mittwoch , re« 4. Hlil.
vormittags UV« Uhr,

in das Gebäude der Rhei¬
nischen Hypothekenbank A
2, 1 dahier ein.

Tagesordnung : 1.
Bericht über das abgelau¬
fene Geschäftsjahr ; Bor-
läge der Bilanz sowie der
Gewinn - und Verlustrech¬
nung . Beschluß hierüber
und über die Gewinnver -
teiung . 2. Entlastung des
Vorstandes u. des Auffichts¬
rats . 3. Beschlußfassung
über Erhöhung des Ak¬
tienkapitals auf 63 000 000
Mark, durch Ausgabe von
19 500 000 M . Stammak¬
tien und 3 000 000 M. 6-
prozentiger Vorzugsaktien
unter Beschlußfassung üb.
die näheren Bestimmun¬
gen bezüglich der Ausgabe
der neuen Aktten u. über
das Bezugsrecht der Aktiv-
näre sowie unter Ermäch¬
tigung , falls die Zunahme
des Umlaufs der Emis¬
sionspapi« « es erforder¬
lich erscheinen läßt , auf die

Unterlage-Reservefonds
von den sonstigen Rückla¬
gen entsprechende Bettäge
zu übertragen . 4. Sat¬
zungsänderungen : 8 3
(Annahme von Geld zur
Hintertegung ) , 8 7 (Be¬
trag , Einteilung des
Grundkapitals ), 8 24 (Um¬
laufsgrenze für Obligatio¬
nen ), 8 38 (Gewinnvertei¬
lung ), 8 40 (Bekanntma¬
chung bet G B . ), 8 42
(Stimmrecht in der G .V .),
§ 47 (Änderung des Ge-
sellschaffsverttags, Auflö¬
sung der Gesellschaft ), 8850, 51 (Best, über Auf¬
sichtsratswahl ) . 5. Auf-
fichtsratswtbl . Falls in dev
Gen -Bers . nicht die Hälfte

Aktienkapitals verne -
! trn ist. laden wir hiermit

e:n zu einer zweiten Ge¬
neralversammlung am

gleichen Ort und gleichen
Tag vormittags 12 (4 Uhr,in der ohne Rücksicht c.tlf
die Zahl der vertretenut
Aktien abgestimntt wird.
Tagesordnung wie oben
Ziffer 3 und 4. L .292

Jede Aktie gewährt das
Stimmrecht , dasselbe kann

auch vertretungsweise
durch einen anderen mit
schriftlicher Vollmacht ver¬
sehenen Aktionär ausge¬
übt werden.

Eintrittskarten zur Ge¬
neralversammlung ertei¬
len :

in Mannheim unsc. e
Bank,

in Mannheim und den
bezüglichen Orten die
Rheinische Kreditbank
und deren Filialen ,in Frankfurt a. M . die
Deutsche Vereinsbanl ,
die Direktion der Dis¬
kontogesellschaft , die
Darmstädter u . Natio¬
nalbank, die Deutsche
Bank Filiale Frank¬
furt a . M . und M.
Hohenems« ,

in Stuttgart die Wärt «
tembergische VereiriS»
bank,

in B« lin das Bankhau »
S . Bleichröder und
die Direktion der Dis -
kontogefellschast .

Hinsichtlich der Anmel¬
dungen zur Teilnahme a»
der Generalversammlung
usw. ist 8 43 der Statute »
vraßgebend. .
Mannheim , 8 . März 1923.
Rheinische Hypothekenbank.

WhGEeigermg
des Bad . Forstamtr » Pfvrz »
heim am Freitag , den 18.
März d. I ., früh 19 Uh»
beginnend, a»rf dem See¬
hanse im Hagenschieß bet
Pforzheim aus de«
Staatswald Hagenschieß»

etwa 3000 Fichten und
Tannen sowie 80 Forlen
mit 3000 km in kleinere«
Losen . RL07

Händler » die keine Hana
delserlaubnis besitzen und
bei der Verkaufsverhand «
jung ihren Handelserlaub¬
nisschein nicht vorzeigen
können, find von dem fßetui
kaufe ausgeschlossen.

Nähere Auskunft «nß
ListenauSzüge gegen 9t *
fotz der SchreibgebichtW
durch da» Foeftamt. . -
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